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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in 

seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Union ist bestrebt, die Werte 

Freiheit, Demokratie und Achtung der 

Menschenrechte und der Grundfreiheiten 

sowie die Grundsätze der Gleichheit und 

der Rechtsstaatlichkeit, auf denen sie 

beruht, durch Dialog und Zusammenarbeit 

mit Drittländern zu fördern, 

fortzuentwickeln und zu festigen. 

(3) Die Union ist bestrebt, die Werte 

Freiheit, Demokratie und Achtung der 

Menschenrechte, der Grundfreiheiten und 

der Rechte der Frau sowie die Grundsätze 

der Gleichheit und Vielfalt, insbesondere 

die Gleichstellung von Frauen und 

Männern, der Nichtdiskriminierung und 

der Rechtsstaatlichkeit, auf denen sie 

beruht, durch Dialog und Zusammenarbeit 

mit Drittländern zu fördern, 

fortzuentwickeln und zu festigen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) In Partnerländern sind Frauen mit 

besonderen Problemen und 

Diskriminierungen sowohl auf dem 

Arbeitsmarkt als auch im privaten und 

öffentlichen Leben konfrontiert. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Im Rahmen der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik bietet die Union 

ihren Nachbarländern eine privilegierte 

Partnerschaft, die auf dem beiderseitigen 

Bekenntnis zu gemeinsamen Werten, wie 

Demokratie und Menschenrechte, 

Rechtsstaatlichkeit, verantwortungsvolle 

Staatsführung, Grundsätze der 

Marktwirtschaft und nachhaltige 

Entwicklung beruht. 

(5) Im Rahmen der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik bietet die Union 

ihren Nachbarländern eine privilegierte 

Partnerschaft, die auf dem beiderseitigen 

Bekenntnis zu gemeinsamen Werten, wie 

Demokratie und Menschenrechte, 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

, Rechtsstaatlichkeit, verantwortungsvolle 

Staatsführung, Grundsätze der 

Marktwirtschaft und nachhaltige 

Entwicklung beruht. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Spezifische Programmziele sowie 

Geschlechtergleichstellungs- und 

Nichtdiskriminierungsmaßnahmen sollten 

im Rahmen dieser Verordnung unterstützt 

werden. Geschlechtergleichstellung und 

Nichtdiskriminierung sollten zudem auch 

als Querschnittsthemen in alle 

Maßnahmen einbezogen werden, die im 

Rahmen dieser Verordnung durchgeführt 

werden. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Die gemeinsame Strategie Afrika-EU 

ist für die Beziehungen zu den 

nordafrikanischen Nachbarstaaten im 

Mittelmeerraum von großer Bedeutung. 

(14) Die gemeinsame Strategie Afrika-EU 

und der Istanbuler Aktionsrahmen sind 
für die Beziehungen zu den 

nordafrikanischen Nachbarstaaten im 

Mittelmeerraum von großer Bedeutung. 
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Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Zwar wächst der Finanzierungsbedarf 

im Bereich des auswärtigen Handelns der 

Union, die für diese Hilfe zur Verfügung 

stehenden Mittel sind jedoch angesichts der 

Wirtschafts- und Haushaltslage der Union 

begrenzt. Die Kommission muss sich daher 

bemühen, die verfügbaren Ressourcen 

durch den Einsatz von 

Finanzierungsinstrumenten, die eine 

Hebelwirkung haben, so effizient wie 

möglich zu nutzen. Diese Hebelwirkung 

sollte dadurch verstärkt werden, dass die 

mit diesen Finanzierungsinstrumenten 

investierten und erwirtschafteten Mittel 

verwendet und wiederverwendet werden 

dürfen. 

(19) Zwar wächst der Finanzierungsbedarf 

im Bereich des auswärtigen Handelns der 

Union, die für diese Hilfe zur Verfügung 

stehenden Mittel sind jedoch angesichts der 

andauernden Wirtschafts- und 

Haushaltskrise durch Sparmaßnahmen 
der Union begrenzt. Die Kommission muss 

sich daher bemühen, die verfügbaren 

Ressourcen durch den Einsatz von 

Finanzierungsinstrumenten, die eine 

Hebelwirkung haben, so effizient und 

zweckmäßig wie möglich zu nutzen. Diese 

Hebelwirkung sollte dadurch verstärkt 

werden, dass die mit diesen 

Finanzierungsinstrumenten investierten 

und erwirtschafteten Mittel verwendet und 

wiederverwendet werden dürfen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) Geschlechtergleichstellung und 

Nichtdiskriminierung sollten als 

Querschnittsthemen grundsätzlich in alle 

Maßnahmen einbezogen werden, die im 

Rahmen dieser Verordnung durchgeführt 

werden. 

(21) Geschlechtergleichstellung muss als 

Querschnittsthema grundsätzlich in alle 

Maßnahmen einbezogen werden, die im 

Rahmen dieser Verordnung durchgeführt 

werden, und dies muss unter 

Berücksichtigung der Rolle der Frau im 

demokratischen Wandel in den 

Partnerländern erfolgen und sich in der 

Förderung von Frauenrechten sowie der 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 

und geschlechtsspezifischer 

Diskriminierung widerspiegeln. Die 

Stellung und die Rolle der Frau sollten 
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ebenfalls durch besondere Maßnahmen 

und Programme zur Stärkung der Rolle 

von Frauen in politischen und 

wirtschaftlichen Entscheidungspositionen 

sowie in der Zivilgesellschaft gefördert 

werden. Um die Stellung der Frau in den 

Partnerländern zu stärken, sollte der 

Unterstützung von Frauenorganisationen 

und der Zivilgesellschaft, der Schaffung 

von Kapazitäten, dem Ausbau der 

Zusammenarbeit zwischen 

Frauenorganisationen in der Union und 

den entsprechenden Organisationen in 

den Partnerländern sowie dem Austausch 

von bewährten Praktiken und 

Fortbildungsmaßnahmen besondere 

Beachtung geschenkt werden. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) Die Veränderungen in den 

Nachbarstaaten der EU in Nordafrika 

und im Nahen Osten müssen zur 

Beendigung der Diskriminierung von 

Frauen beitragen und zu ihrer 

uneingeschränkten Teilhabe an der 

Gesellschaft, gleichberechtigt mit den 

Männern, führen. Die Union verpflichtet 

sich, sich konsequent gegen die 

Anwendung von sexueller Gewalt, die 

Einschüchterung und das gezielte 

Vorgehen gegen Frauen, insbesondere im 

Hinblick auf die besonderen Probleme des 

Menschenhandels und der 

Genitalverstümmelung, zu wenden. 

 Die Union stellt die Notwendigkeit zur 

Beendigung der Diskriminierung und 

Verfolgung von Lesben, Schwulen, 

Bisexuellen und Transgender-Personen 

(LGBT) in der europäischen 

Nachbarschaftsregion an die oberste 
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Stelle ihrer Tagesordnung und fordert, 

dass für Länder, in denen LGBT-

Personen diskriminiert werden, 

insbesondere für Länder, in denen 

Homosexualität noch immer unter Strafe 

steht, und die Finanzhilfen der Union 

erhalten, diese Finanzhilfen eingefroren 

oder entzogen werden sollten. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) Förderung von 

Schulungsmaßnahmen in den unter die 

Nachbarschaftspolitik fallenden Ländern, 

die sich vornehmlich an besonders 

gefährdete und von Armut bedrohte 

Personengruppen richten, wie zum 

Beispiel ältere Frauen und 

alleinerziehende Mütter, um dadurch ihre 

Beteiligung an allen gesellschaftlichen 

Aktivitäten zu steigern und die Rolle der 

Frau bei politischen und wirtschaftlichen 

Entscheidungsprozessen sowie im 

Bildungsbereich und auf dem 

Arbeitsmarkt zu stärken, wodurch ein 

Beitrag zu deren echter Emanzipation 

zum Vorteil der gesamten Gesellschaft 

sowie im Hinblick auf die Beziehungen zu 

den wichtigsten Partnerländern geleistet 

wird. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 22 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(22) Die EU engagiert sich in ihren 

Beziehungen zu ihren Partnern weltweit für 

die Förderung menschenwürdiger Arbeit 

(22) Die EU engagiert sich in ihren 

Beziehungen zu ihren Partnern weltweit für 

die Förderung menschenwürdiger Arbeit 
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für alle sowie für die Ratifizierung und 

wirksame Umsetzung der international 

anerkannten Arbeitsnormen und 

multilateralen Umweltabkommen. 

für alle sowie für die Ratifizierung und 

wirksame Umsetzung der international 

anerkannten Arbeitsnormen und 

multilateralen Umweltabkommen. 

Besondere Aufmerksamkeit ist dem 

Dienstleistungssektor und dem 

informellen Sektor zu widmen, in denen 

Frauen besonders häufig beschäftigt sind, 

damit ihre Rechte gewahrt werden und 

ihre Beteiligung am Arbeitsmarkt sowie 

an den jeweiligen Volkswirtschaften 

gefördert wird. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Organisationen der Zivilgesellschaft 

müssen in Zusammenarbeit mit den 

nationalen Parlamenten eine 

Schlüsselrolle bei der Verbesserung der 

Staatsführung und bei der 

Zukunftsgestaltung einer guten 

Nachbarschaft einnehmen. Frauen und 

junge Menschen sollten effektiv 

eingebunden werden und ihren Beitrag in 

diese Richtung leisten. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) die Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten, der Rechtsstaatlichkeit 

und des Gleichheitsgrundsatzes zu fördern, 

eine vertiefte und tragfähige Demokratie 

aufzubauen, die verantwortungsvolle 

Staatsführung zu stärken und die 

Entwicklung einer dynamischen 

Zivilgesellschaft einschließlich der 

(a) die Achtung der Menschenrechte, 

insbesondere der Rechte der Frau, und 

Grundfreiheiten, der Rechtsstaatlichkeit,  

des Gleichheitsgrundsatzes und der 

Nichtdiskriminierung, der Gleichstellung 

von Männern und Frauen und die 

Stärkung einer verantwortungsvollen 

Staatsführung zu fördern, eine vertiefte 
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Sozialpartner zu fördern; und tragfähige Demokratie aufzubauen und 

die Entwicklung einer freien, 

unabhängigen, dynamischen und 

proaktiven Zivilgesellschaft durch enge 

Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern 

und Frauenorganisationen zu fördern, um 

dadurch Bereiche für eine Unterstützung 

und Kooperation zur Umsetzung 

politischer Maßnahmen der 

Geschlechtergleichstellung in den 

Partnerländern zu ermitteln; 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) die Rechte der Frau und die 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

zu fördern, die Präsenz von Frauen in 

Schlüsselpositionen in Wirtschaft und 

Politik, im Bildungssektor und auf dem 

Arbeitsmarkt zu erhöhen und somit zur 

Stärkung der Rolle der Frau beizutragen, 

die Nichtduldung von Gewalt gegen 

Frauen und den Schutz von Frauen, die 

Opfer von Gewalt sind, zu gewährleisten, 

gegen die Straflosigkeit der Täter 

vorzugehen, Menschenhandel und 

Zwangsehen zu bekämpfen, die sexuelle 

und reproduktive Gesundheit und die 

damit verbundenen Rechte zu achten und 

die Beteiligung der Zivilgesellschaft an 

der Verwirklichung dieser Ziele sowie an 

dem Gender-Mainstreaming-Prozess im 

Sinne der Herstellung einer wirklichen 

Demokratie zu fördern; 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe d 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) alle Aspekte einer nachhaltigen und 

breitenwirksamen Entwicklung zu fördern 

und u. a. durch die Entwicklung des 

Privatsektors zur Armutsminderung 

beizutragen, den internen wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt, 

die ländliche Entwicklung, die 

Bewältigung des Klimawandels und die 

Katastrophenresilienz zu stärken; 

(d) alle Aspekte einer nachhaltigen und 

breitenwirksamen Entwicklung zu fördern 

und u. a. durch die Entwicklung des 

Privatsektors zur Armutsminderung 

beizutragen, den internen wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt, 

die ländliche Entwicklung, die 

Bewältigung des Klimawandels, die 

Gleichstellung zwischen Männern und 

Frauen und die Katastrophenresilienz zu 

stärken, indem der Förderung der Rolle 

von Frauen in diesen Bereichen als 

wirksame Beförderer von Wandel und 

Fortschritt besondere Beachtung 

geschenkt wird, sowie die Indikatoren für 

die Millenniums-Entwicklungsziele und 

die Hinweise für das Empowerment zu 

nutzen; 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Fortschritte bei der Verwirklichung 

dieser Ziele werden insbesondere anhand 

der regelmäßigen Berichte der EU über die 

Umsetzung der Politik bewertet; für die 

Bewertung der Ziele gemäß Absatz 2 

Buchstaben a, d und e werden die von 

internationalen Organisationen und 

anderen einschlägigen Einrichtungen 

festgelegten Indikatoren herangezogen; für 

Absatz 2 Buchstaben b, c und d ist der 

Grad der Übernahme des EU-

Rechtsrahmens durch die Partnerländer 

und für Absatz 2 Buchstaben c und f die 

Zahl der einschlägigen Abkommen und 

Kooperationsmaßnahmen relevant. Als 

Indikatoren herangezogen werden u.a. die 

Durchführung angemessen überwachter 

demokratischer Wahlen, das Ausmaß der 

(3) Die Fortschritte bei der Verwirklichung 

dieser Ziele werden insbesondere anhand 

der regelmäßigen Berichte der EU über die 

Umsetzung der Politik bewertet; für die 

Bewertung der Ziele gemäß Absatz 2 

Buchstaben a, aa, d und e werden die von 

internationalen Organisationen und 

anderen einschlägigen Einrichtungen 

festgelegten Indikatoren herangezogen; für 

Absatz 2 Buchstaben b, c und d ist der 

Grad der Übernahme des EU-

Rechtsrahmens durch die Partnerländer 

und für Absatz 2 Buchstaben c und f die 

Zahl der einschlägigen Abkommen und 

Kooperationsmaßnahmen relevant. Als 

Indikatoren herangezogen werden u.a. die 

Durchführung angemessen überwachter 

demokratischer Wahlen, das Ausmaß der 
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Korruption, Handelsströme sowie 

Indikatoren für die Messung interner 

wirtschaftlicher Ungleichgewichte, 

einschließlich der Beschäftigungsquote. 

Korruption, Handelsströme sowie 

Indikatoren für die Messung interner 

wirtschaftlicher Ungleichgewichte, 

einschließlich der Beschäftigungsquote. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Geschlechtergleichstellung und 

Nichtdiskriminierung sind 

Querschnittsthemen der 

Unionsunterstützung und innerhalb der 

Phasen der Planung, Durchführung und 

Evaluierung der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik sollten 

Ungleichbehandlungen der Geschlechter 

konsequent und systematisch aufgegriffen 

werden, insbesondere durch spezifische 

Maßnahmen und Programme und durch 

Mainstreaming in allen anderen 

Maßnahmen. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Art und Umfang der im Rahmen dieser 

Verordnung von der Union für jedes 

Partnerland geleisteten Unterstützung 

gestaltet sich von der Art und dem Umfang 

her je nach dem Engagement des 

Partnerlandes für Reformen und seinen 

Fortschritten bei der Umsetzung dieser 

Reformen unterschiedlich. Diese 

Differenzierung richtet sich nach den 

Zielen der Partnerschaft des Landes mit der 

Union, seinen Fortschritte beim Aufbau 

einer vertieften und tragfähigen 

Demokratie und bei der Verwirklichung 

(1) Art und Umfang der im Rahmen dieser 

Verordnung von der Union für jedes 

Partnerland geleisteten Unterstützung 

gestaltet sich von der Art und dem Umfang 

her je nach dem Engagement des 

Partnerlandes für Reformen und seinen 

Fortschritten bei der Umsetzung dieser 

Reformen unterschiedlich. Diese 

Differenzierung richtet sich nach den 

Zielen der Partnerschaft des Landes mit der 

Union, dessen Fortschritten beim Aufbau 

einer vertieften und tragfähigen 

Demokratie, die auf der Achtung der 
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der vereinbarten Reformziele, seinen 

Bedürfnissen und Kapazitäten sowie nach 

den potenziellen Auswirkungen der 

Unionsunterstützung. 

Menschenrechte, Grundfreiheiten, 

Frauenrechte, Grundsätze der Gleichheit 

von Mann und Frau, 

Nichtdiskriminierung und 

Rechtsstaatlichkeit, bei der 

verantwortungsvollen Staatsführung und 
bei der Verwirklichung der vereinbarten 

Reformziele, seinen Bedürfnissen und 

Kapazitäten sowie nach den potenziellen 

Auswirkungen der Unionsunterstützung. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Im Hinblick auf die großen 

Veränderungen im Zuge des Arabischen 

Frühlings in den Partnerländern des 

südlichen Mittelmeerraumes und die 

Rolle, die Frauen in den demokratischen 

Bestrebungen spielen könnten, sind 

besondere Programme und Finanzmittel 

für die Förderung der Mitwirkung von 

Frauen notwendig. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Unterstützung der Union im Rahmen 

dieser Verordnung wird in der Regel 

gemeinsam mit dem Empfängerland 

festgelegt. Im Rahmen dieser Partnerschaft 

wirken ggf. nationale, regionale und lokale 

Behörden, sonstige interessierte Kreise, die 

Zivilgesellschaft, die Sozialpartner und 

weitere nichtstaatliche Akteure an der 

Vorbereitung, Durchführung und am 

Monitoring der Unionsunterstützung mit. 

(2) Die Unterstützung der Union im Rahmen 

dieser Verordnung wird in der Regel 

gemeinsam mit dem Empfängerland 

festgelegt. Im Rahmen dieser Partnerschaft 

wirken ggf. nationale, regionale und lokale 

Behörden, sonstige interessierte Kreise, die 

Zivilgesellschaft, die Sozialpartner und 

weitere nichtstaatliche Akteure, 

einschließlich Vertreter von Frauen- und 

Jugendorganisationen, an der Vorbereitung, 

Durchführung und am Monitoring der 
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Unionsunterstützung mit. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Mittelzuweisungen für Länder- und 

Mehrländerprogramme werden anhand 

transparenter und objektiver Kriterien nach 

dem in Artikel 4 Absatz 1 genannten 

Grundsatz der Differenzierung festgelegt. 

(5) Die Mittelzuweisungen für Länder- und 

Mehrländerprogramme werden anhand 

transparenter und objektiver Kriterien nach 

dem in Artikel 4 Absatz 1 genannten 

Grundsatz der Differenzierung unter 

gebührender Berücksichtigung der 

erzielten Fortschritte bei der 

Gleichstellung von Mann und Frau 
festgelegt. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Die Kommission sollte für Länder, 

die gemäß dieser Verordnung zu einer 

finanziellen Unterstützung berechtigt 

sind, eine Art „Gender-Mainstreaming-

Infrastruktur" erstellen; insbesondere 

permanente Unterstützungsstrukturen 

sollten sowohl auf nationaler als auch auf 

EU-Ebene entwickelt werden, um die 

Realisierung des Gender Mainstreaming 

zu unterstützen. 
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Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Bei der Planung sollte dem Aufbau 

von Kapazitäten in der Zivilgesellschaft, 

insbesondere für Frauen- und 

Jugendorganisationen in den 

Partnerländern, einschließlich der 

Erleichterung der Kontaktaufnahme und 

Zusammenarbeit mit den entsprechenden 

Partnerorganisationen in der Union und 

dem Austausch von bewährten Praktiken, 

besondere Aufmerksamkeit gewidmet 

werden. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) In Krisenfällen und bei Bedrohungen 

der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

oder bei natürlichen oder von Menschen 

ausgelösten Katastrophen kann eine Ad-

hoc-Überprüfung der Strategiepapiere 

vorgenommen werden. Dieses 

Dringlichkeitsverfahren soll die Kohärenz 

zwischen der auf der Grundlage dieser 

Verordnung durch die Union gewährten 

Unterstützung und der Unterstützung, die 

im Rahmen anderer 

Finanzierungsinstrumente der EU geleistet 

wird, gewährleisten. Aufgrund dieser 

Überprüfung können Änderungen der 

Programmierungsdokumente beschlossen 

werden. In diesem Fall leitet die 

Kommission die geänderten 

Programmierungsdokumente innerhalb von 

einem Monat nach ihrer Annahme zur 

Kenntnisnahme an das Europäische 

(9) In Krisenfällen und bei Bedrohungen 

der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 

einschließlich der Rechte der Frau, oder 

bei natürlichen oder von Menschen 

ausgelösten Katastrophen kann eine Ad-

hoc-Überprüfung der Strategiepapiere 

vorgenommen werden. Dieses 

Dringlichkeitsverfahren soll die Kohärenz 

zwischen der auf der Grundlage dieser 

Verordnung durch die Union gewährten 

Unterstützung und der Unterstützung, die 

im Rahmen anderer 

Finanzierungsinstrumente der EU geleistet 

wird, gewährleisten. Aufgrund dieser 

Überprüfung können Änderungen der 

Programmierungsdokumente beschlossen 

werden. In diesem Fall leitet die 

Kommission die geänderten 

Programmierungsdokumente innerhalb von 

einem Monat nach ihrer Annahme zur 
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Parlament und den Rat weiter. Kenntnisnahme an das Europäische 

Parlament und den Rat weiter. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 9 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Im Falle von Veränderungen des 

politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen 

oder sozialen Umfelds sollte die 

Kommission eine Beurteilung des 

Projektes durchführen, um zu prüfen, ob 

diese Veränderungen Auswirkungen auf 

die zu Beginn des Projektes zugrunde 

gelegten Annahmen bezüglich der 

Geschlechterrollen und des Verhältnisses 

zwischen den Geschlechtern haben und 

ob Anpassungen an das Projekt 

erforderlich sind. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Hält ein Partnerland die Grundsätze der 

Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 

verantwortungsvollen Staatsführung sowie 

der Achtung der Menschenrechte und der 

Grundfreiheiten nicht ein, so fordert die 

Union unbeschadet der Bestimmungen 

über die Aussetzung der Hilfe, die in den 

mit den Partnerländern und -regionen 

geschlossenen Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen oder 

Assoziationsabkommen vorgesehen sind 

und außer in besonders dringenden Fällen, 

das Land zur Aufnahme von 

Konsultationen auf, um eine für beide 

Seiten akzeptable Lösung zu finden. 

Führen die mit diesem Partnerland 

Hält ein Partnerland die Grundsätze der 

Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 

verantwortungsvollen Staatsführung sowie 

der Achtung der Menschenrechte und der 

Grundfreiheiten, einschließlich der Rechte 

der Frau und der Gleichstellung von 

Männern und Frauen, nicht ein, so fordert 

die Union unbeschadet der Bestimmungen 

über die Aussetzung der Hilfe, die in den 

mit den Partnerländern und -regionen 

geschlossenen Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen oder 

Assoziationsabkommen vorgesehen sind 

und außer in besonders dringenden Fällen, 

das Land zur Aufnahme von 

Konsultationen auf, um eine für beide 
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aufgenommenen Konsultationen nicht zu 

einem für beide Seiten akzeptablen 

Ergebnis oder werden Konsultationen 

abgelehnt oder liegt ein besonders 

dringender Fall vor, so kann der Rat im 

Einklang mit Artikel 215 Absatz 1 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union geeignete 

Maßnahmen ergreifen, die unter anderem 

in der teilweisen oder vollständigen 

Aussetzung der Unterstützung der Union 

bestehen können. 

Seiten akzeptable Lösung zu finden. 

Führen die mit diesem Partnerland 

aufgenommenen Konsultationen nicht zu 

einem für beide Seiten akzeptablen 

Ergebnis oder werden Konsultationen 

abgelehnt oder liegt ein besonders 

dringender Fall vor, so kann der Rat im 

Einklang mit Artikel 215 Absatz 1 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union geeignete 

Maßnahmen ergreifen, die unter anderem 

in der teilweisen oder vollständigen 

Aussetzung der Unterstützung der Union 

bestehen können. 
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